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Der räumliche Gelt:ungsber~ich aes BebauUngsplanes liegt im Stadt
teil Moisling zwischen der Niendorfer Straße 1~.d dem Bahnkörper 
der Bundesbahnstr,ecke Lübeck - Ha.mburg~ östlich des Oberbüssauer 
We~es bis zur Einmündung der Straße Reußkamp in di.e Niendorfer 
Straße, einschließlich der .Grundstücke Niendorfer Straße 115 - 117 
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Di~ Art der baulichÖn.Nutzung der Grundstücke ist in der Plan
zeichnung mit der Darstellung der Gliederung der für die Bebau
ung vorgesehenen Flächen in Baugebiete durch Farbstreifen und 
Schrift festgesetzt und zwar als WS-Gebiete (Kleinsiedlungsge ~ 
biete) gemäß § 2 der BaunutzQ~gsverordnung 9 WR-Gebiete (Reine 
Wohngebiete) gemäß § 3 der Baunutzungsverord::.1.ung, W.A-Ge_biete 
(Allgemeine Wohngebiete) gemäß § 4 del" Baunutzungsverordnung und 
als GE-Gebiete ( Gewerbegebi.ete) gemäß § 8 der Baunutzungsve:;;,ord-

. nung. Das Maß der baulichen Nutzung der Grundstücke ist in der 
· ·· .Planzeichnung gemäß §§ 16 - 21 der Baunutzungsverordnung durch 

die Da~tellung der ge-planten Bebauung bzw. durch die Grund -
flächenzahl, Geschoßflächenzahl und Geschoßzahl festgesetzt. 
Für die zum Bau einer Transformatorenstation und einer Wartehalle 

:ausgewiesenen Baugrundstücke für den Gemeinbedarf wird das Maß 
• der baulichen Nutzung nach § 17 der Baunutzlli"'lgsverordnung im 
Baugenehmigungsverfahren festgelegtn 

3. Einz~lheiten der Bebauung 
--~-------------------------
a) Gebäude ___ ..,.. ___ _ 

Die Fassaden- und Dachgestaltung· ist nach städtebaulichen 
Gesichtspunkten gruppenweise einheitlich festzulegen~ Als 
DacheindBckung sind gruppenweise Dachpfannen einheitlicher 
Färbung zu verwenden. DiB in der Planzeichnung angegebenen 
Dachformen und Dachneigungen sind verbindlich; für die Ein -· 

~·. familienhäuser werden sie im Baugenehmigungsverfahren fest ·-
gelegt, . . . . . 
Die Garagen .. sind mit Flachdächern einheitlicher Neigu..."l.g und 
Dacheindeckung zu versehen~ Auf· den Einfamilienhausgrund -. 
stücken können sie auch so gestaltet werden,·daß sie mit dem 

· Wohnhaus eine bauliche Eirihei t. bilden .. ·. · . 
D::i.e Festlegung der Höhenlage und weiterer Einzelheiten der Be-· 
bauung sowie die Festlegung der Bebauung auf den Baugrund -
stücken für den Gemeinbedarf Brfolgt im Bauge~1.ehmigungsve:r -
fahren, 
Von den Festsetzungen über Dachform 9 Dac.h:n,~igung .. und Dachein
deckung sind Ausnahmen nur in besonderen Fällen zulässig$ 

b)'~~!:§:~~r!J._§~~1!:e!~~~~ . 
Die Grundstückseig.entümer bzw" E:'cbbaubc)rechtigten sind gemäß 
Reichsgarageno·rdnüng verpflichtet 1 bel der Bebauung ihres 
Grundstücks für die: vorhandenen und zu e:ewar'tenden Kraftfahr··~ 
zeuge··der künftigen Bewohner des HatlSotJ ~ cl.er .Angestellten c1es 
Betriebes, im Gewerbegebiet c:1.uch fi.t;::- dj e KJ::aftfe.h:rzevge :LhJ.:'es 
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Betriebes sowie für die nach Art des Betriebes gleichzei -
tig anwesenden Kraftfahrzeuge der Besucher und Kunden 
Stellplätze in geeigneter Größe auf dem Baugrundstück oder 
in dessen Nähe zu schaffen4 Kellergaragen sind nicht vor -

gesehen. Sie können im Ausnahmefall zugelassen werden, wenn 
es geländemäßig vertretbar und der Baufluchtlinienabstand 
größer als ll,oo m·ist. 
Bei den Einfamilienhausgrundstücken können. Garagen auf der 
Nachbargrenze errichtet werden~ 
Die Anzahl der für die Mehrfamilienhäuser uhd Geschäfts -
bauten ausgewiesenen Garagen und Stellplätze entspricht dem 
gegenwärtigen Stand der Verkehrsentwicklung und dem voraus
zusehenden Bedarf der Bewohner. Bei Festlegung dieser An
zahl ist die Größe cler in der Planzeichnung dargestellten 
Gebäude sowie deren normale Art urid Nutzung zugrundegelegt 
worden. Sofern diese Voraussetzungen nicht gegeben sind, 
kann im Baugenehmigungsverfahren di~ Anzahl der Garagen und 
Stellplätze dem tatsächlichen Bedarf entsprechend erhöht 
oder vermindert werden. - · 

· c > : Yru:&~~:!H!n"._JJJ.in!r1~2:~~1!ng~n. 
Die Vorgärt~n sind als Ziergärten anzulegen~ Sie sollen 
durch seitliche Abgrenzungen nicht unterbrochen werden. 
Die Einfriedigungen der Vorgärten an den VeFkehrsflächen 
dürfen eine Höhe von 0,80 m nicht überschreiten. Die FußWeg
kante ist mit Bordsteinen bis zu 0,10 m Höhe einzufassen. 
An Stelle der Bordsteine können Sockelmauern bis zu 0,30 m 
Höhe und auf diesen durchsichtige Zäune zugelassen werden. 
Die Art der Sockelmauern und Zäune wird im Einvernehmen 
mit der Bauverwaltung im Baugenehmigungsverfahren festge -
legt, · · 
An den rückwärtigen und seitlichen Eigentumsgrenzen kann 
die Baugenehmigungsbehörde Einfriedigungen in .. Form von · 
Maschendrahtzäunen bis zu einer Höhe von 1,2o m zulassen 
wenn dieses städtebaulich vertretbar ist. Bei den Geschoß -
wahnbauten ist jedoch eine gegenseitige Abgrenzung der Frei-
flächen untereinander durch Mauern, Zäune oder sonstige Ab-

.<.., grenzungen sowie die Bildung von Einzelgärten nicht zulässig,. 
Auf den ausgewiesenen Baugrundstücken für den Gemeinbedarf 
sind ebenfal.ls Vorgärten und Einfriedigungen, die der Bebau-
ung entsprechen, anzulegen. . 
Die Art der Sockelmauern und Zäune wird im Einvernehmen mit 
der Bauverwaltung im Baugenehmigungsverfahren festgelegt. 
Soweit Zäune zur Abgrenzung einer öffentlichen Grünfläche un-

-. ·· vermeidbar sind, sind sie über ihre Höhe hinaus abzupflanzen .. 
Gegen den Bahnkörper der Bundesbahn sind die Grundstücke . 
mit einer wehrhaften Einfriedigung in Höhe von 1,50 - l,Bo m 
abzugrenzen. · 

d) Müllgefäße ....... --... ----~ 

Das Aufstellen von Müllgefäßen in Kellerräumen ist nicht 
erwünscht. Soweit mit dem Amt für Stadtreinigung und Fuhr -
p~rk nicht besondere Vereinbarungen getroffen werden, soll 
die Entfernung der Aufstellplätze vom Fahrweg höchstens l5,oo m 
betragen. Die Aufstellplätze sind gegen :$insicht a.'bslideokan. 
Staub- und Geruchsbelästigungen sind·durch geeignete Maßnahmen 
zu verhindern, Der Zugang von der Straße bzw. der Fahrweg zum 
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Standplatz muß be:t:estigt und stufenfrei seinr Das Planum der 
Aufstellplätze darf nicht mehr als 0,40 m unter oder über 
Gelände liegen. 
Die Verwendung von Müll tonnensc,hxäJ:'1...ken wird empfohJ.o:.:n;, Die 
Schranktür ist so einzurichten, da.ß der Boden der Müllgefäße 
0,05 m über der Bedienungsfläche liegt. · 

e) Abbruch von Gebäuden 
-~-~----~-~---------
Der in der Planzeichnung vorgesehene Abbruch von Gebäuden 
hat zu erfolgen 9 sobald die Durchführung de:r.' geplanten Bau-· 
maßnahrnen dieses erforderts spätestens bei eintretender 
Bauf.älligkeit. Wesentliche Umbauten, Erweiterungen oder In
standsetzungen sind daher nicht zulässig. 
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Die Bereitstellung des für die geplanten Erschließungsmaßnahmen 
sowie für eine' Nutzung zu öffentlichen Zwecken ausgewiesenen 1 in Privathand befindlichen Geländes soll möglichst durch frel -
händigen Erwerb herbeigeführt we.rden •. ·Andernfalls wird eine 
Grundstücksumlegung ·nach Maßgabe der §§ 45 ff des Bundesbau -
~esetzes vorgesehen, Hilfsweise kann die Entei.gnung gem~ der 
~§ 85 ff des Bundesbaugesetzes durchgeführt werden. Gemäß §§ 80 
des Bundesbaugesetzes können auch Grenzregelungen vorgenommen 
werden. Soweit zur Erschließung des Geländes Flächen aus Erb -
baugrundstücken als Straßengelände in Anspruch genommen werden, 
haben die Erbbauberechtigten eine Be,schränkung ihres Rechtes 
hinzunehmen. Falls eine Einigung zwischen der Eigentümerirr der 
Grundstücke, der Hansestadt Lübeck und den Erbbauberechtigten 
nicht erreicht wird, kann das Erbbaurecht insoweit auf Grund 
der §§ 85 ff des Bundesbaugesetzes enteigne-':; w.erden •. 
Für die Grundstücke der Bundesrepublik Deutschland.- Bundes= 
eisenbahnvermögen - sind bodenordnende Maßnahmen nur anwendbar, 
s9fern das Bundesbahngesetz vom 13,.12.1951 dem Bu...11desbaugesetz 

··· · ...... ,."" ... nlcht entgegensteht. . . 
·welche Maßnahmen im einzelnen angewandt werden können 9 ergibt 
sich aus dem Eigentümerverzeichniso Die Liegenschaftsverwaltung 
der HansestadtLübeck ist ermächtigt, die bodenordnenden und 

· sonstigen Maßnahmen einzuleiten bzw. anzuordnen.~ 

. 2 1. MAl 1963 
Lübeck, den 18 •. Jem:ttar 1965 

. · Az,: 61 - He/Me. -

Der Senat der Hansestadt Lübeck 
· Bau tung 
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